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Ärzteschaft

Klimaschutz: Ärzteschaft muss Verantwortung übernehmen
Berlin – Der Vorsitzende des Hartmann-
bundes, Klaus Reinhardt, hat die Ärzte-
schaft  dazu  aufgerufen,  nicht  nur  die
Verantwortung für den einzelnen Patien-
ten  anzunehmen,  sondern  für  die
gesamte Bevölkerung. „Dieser Verant-
wortung  müssen  wir  in  zunehmender
Weise  gerecht  werden“,  forderte  er
heute  auf  der  Hauptversammlung  des
Hartmannbundes  in  Berlin.
„Es gab einige Jahrzehnte, in denen wir
uns – auf hohem Niveau – auf die Indi-
vidualmedizin  konzentriert  haben.“
Angesichts des voranschreitenden Kli-
mawandels müsse sich die Ärzteschaft
nun jedoch verstärkt mit Public Health
beschäftigen.
„Der Klimawandel und die Gesundheit
stehen in einem ganz engen Verhältnis“,
betonte  Reinhardt.  Klimaschutz  sei
Gesundheitsschutz. Deshalb müssten die
deutschen  Ärztinnen  und  Ärzte  jetzt
auch  Verantwortung  für  den  Klima-
schutz  übernehmen.
Zunächst  sei  es  dabei  wichtig,  das
eigene  Verhalten  zu  ändern.  In  der
Folge sei das Thema Klimaschutz und
Gesundheit gut dafür geeignet, „um den
Menschen  klar  zu  machen,  dass  wir
einiges  anders  machen  müssen  als  in
den  vergangenen  Jahrzehnten“.  Dazu
gehöre auch, dass das deutsche Gesund-
heitswesen  klimaneutraler  werden
müsse.

Sehr  starke  Zunahme  der  Krank-
heitslast

Der Geschäftsführer der Deutschen Alli-
anz  Klimawandel  und  Gesundheit
(Klug), Christian Schulz, machte deut-
lich,  wie  groß  die  Gefahr  für  die
Gesundheit  ist,  die  vom Klimawandel
ausgeht. Schon heute, bei einer Erwär-
mung von 1,2 °C im Vergleich zur vor-
industriellen Zeit,  habe es einen Som-
mer gegeben, der hitzebedingt zu etwa
100.000  vorzeitigen  Todesfällen  in
Europa  geführt  habe.
„Das 2-Grad-Ziel ist aus medizinischer
Sicht  überhaupt  nicht  vertretbar“,
betonte  Schulz.  Dabei  sagten aktuelle

Prognosen einen Temperaturanstieg von
rund 3 °C bis  zum Ende des Jahrhun-
derts voraus. „Schon ein Anstieg von 2
°C wäre mit einer sehr starken Zunahme
der  Krankheitslast  verbunden“,  so
Schulz.
Kenan Hasan,  Mitbegründer  der  Wis-
senssoftware Amboss, wies darauf hin,
dass  die  Existenz  des  Klimawandels
schon seit  den 1970er-Jahren bekannt
sei.  „Trotzdem  verdrängen  wir  das
Thema immer und immer wieder“, sagte
Hasan.
„Stattdessen haben wir alles der Ökono-
mie  untergeordnet.  Solange  wir  das
nicht  ändern,  werden wir  auch ökolo-
gisch nicht vorankommen.“ Vor diesem
Hintergrund forderte er, im SGB V ein
Nachhaltigkeitsgebot  über  das  Wirt-
schaftlichkeitsgebot  zu  stellen.
„Heute stellen wir  uns immer erst  die
Kostenfragen,  bevor  wir  uns  die
Gesundheitsfrage  stellen“,  kritisierte
Hasan.  „Das  müssen  wir  ändern.“  In
diesem  Zusammenhang  forderte  er,
mehr Geld in die Prävention zu investie-
ren.  „Volkswirtschaftlich könnten wir
auf diese Weise am Ende viel Geld spa-
ren“, meinte er.
„Wenn  wir  einem  Raucher  aus  einer
sozial schwachen Schicht zum Beispiel
dabei helfen, mit dem Rauchen aufzuhö-
ren,  verbessern  wir  nicht  nur  seine
Lebensqualität, sondern sparen auch das
Geld, dass wir für seine spätere Behand-
lung ausgeben.“

Klimaschutz eine Haltungsfrage

Die  im niedersächsischen  Wennigsen
niedergelassene Gynäkologin Gabriela
Stammer sprach sich für einen System-
wandel aus: „Einen Wandel der Art, wie
wir  Medizin  betreiben:  immer  besser,
weiter, detaillierter“. Denn diese Art der
Medizin führe zu einem höheren Aus-
stoß an Treibhausgasen.  „Wir müssen
uns hinterfragen, in welchen Fällen wir
zum Beispiel ein MRT verordnen und in
welchen nicht“, meinte sie.
Zudem sei es sinnvoll, sich mit der Pro-
duktion der Arzneimittel zu beschäfti-

gen,  die  Ärzte  täglich  verordnen.  In
Indien,  zum Beispiel,  belaste die Pro-
duktion von Arzneimittel  die  Umwelt
vor Ort stark. Auch vor diesem Hinter-
grund befürwortete sie, genau zu überle-
gen, in welchen Fällen man beispiels-
weise Antibiotika verordne und in wel-
chen nicht.
„Wie wir Ärztinnen und Ärzte uns zum
Klimaschutz positionieren, ist auch eine
Haltungsfrage“, sagte Stammer. „Dabei
können  wir  auch  unsere  Patientinnen
und Patienten einbeziehen.“ Denn es sei
eine ärztliche Aufgabe, mit den Patien-
ten über  alles  zu sprechen,  was deren
Gesundheit  beeinträchtige.

Heute anfangen

Der Direktor des Evangelischen Kran-
kenhauses Hubertus, Matthias Albrecht,
sprach darüber, was Krankenhäuser tun
können, um ihren Treibhausgasausstoß
zu  reduzieren.  „Wir  sind  alle  in  der
Situation, dass wir angesichts der beun-
ruhigenden Zahlen etwas unternehmen
wollen,  aber  nicht  wissen,  womit  wir
genau beginnen sollen“, sagte Albrecht.
Die Schwerpunkte lägen im stationären
und im ambulanten Bereich unterschied-
lich. Im ambulanten Bereich sei die Arz-
neimitteltherapie der größte Hebel, im
Krankenhaus die Energieversorgung.
„Wenn wir bis 2045 klimaneutral wer-
den  wollen,  müssen  wir  heute  damit
anfangen  und  uns  die  Arbeit  in  viele
Teilschritte  unterteilen“,  erklärte
Albrecht, dessen Krankenhaus das erste
war,  das vom BUND als  „energiespa-
rendes Krankenhaus“ zertifiziert wurde.
Die großen Hebel seien neben der Ener-
gieversorgung die Anästhesie, die Mobi-
lität der Mitarbeitenden, die Ernährung
und der Umgang mit dem Abfall. „Alle
diese Aspekte muss ich durchdeklinie-
ren  und  mir  Ziele  formulieren,  die
messbar  sind“,  sagte  Albrecht.  „Dann
kann ich die Mitarbeitenden auch mit-
nehmen.  Wichtig  ist  zudem ein  Netz-
werk  von Gleichgesinnten,  mit  denen
man  Best-Practice-Beispiele  austau-
schen  kann.“
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Nicht notwendige Therapien vermei-
den

Klug-Geschäftsführer  Schulz  betonte:
„Um eine nebenwirkungsarme Gesund-
heitsversorgung leisten zu können, müs-
sen wir auch in den Gesundheitseinrich-
tungen klimaneutral werden. Das bein-
haltet, bei gleichwertigen Behandlungs-
alternativen die ressourcenschonende-
ren zu bevorzugen.“ Noch viel wichti-
ger sei allerdings die Vermeidung nicht
notwendiger Therapien und Doppelun-
tersuchungen.
„Wir leben in einer Zeit multipler Kri-
sen, die sich in Zukunft noch verstärken
werden“,  betonte  Schulz.  „Dazu zählt
neben der  Klimakrise auch der  demo-
grafische Wandel, der zu einer höheren
Zahl von Patienten führen wird, die von
einer  sinkenden  Zahl  von  Ärztinnen,
Ärzten und anderen Gesundheitsberu-
fen  versorgt  werden  muss  –  in  einem
System, in dem weniger Geld zur Verfü-
gung stehen wird.
Und gleichzeitig müssen wir das System
an die Folgen der Klimakrise anpassen
und  die  Treibhausgasemissionen
senken.“ Es sei  wichtig,  eine Vorstel-
lung davon zu entwickeln, welche Art
von Gesundheitsversorgung unter  den
wahrscheinlichen Rahmenbedingungen
2030, 2040 oder 2050 in der Lage ist,

die  Gesellschaft  zu  schützen.  Davon
ausgehend  könne  man  Antworten  auf
heutige  Fragestellungen  finden.
„Auch deshalb müssen wir dafür sorgen,
dass weniger Patienten ins System kom-
men“,  betonte  Schulz.  „Das  geht  nur
durch eine echte Prävention.“ Präven-
tion beginne also im Finanzministerium:
Gesunde  Ernährung  müsse  steuerlich
entlastet, ungesunde Ernährung zusätz-
lich besteuert werden.
Schulz zeigte sich jedoch auch zuver-
sichtlich. „Es gibt nicht nur Kipppunkte
im Klimasystem, sondern auch soziale
Kipppunkte,  durch  die  immer  mehr
Menschen verstehen, wie viele Gesund-
heitsgewinne wir mit einer grundlegen-
den  Transformation  zu  einer  Wirt-
schaftsweise innerhalb planetarer Gren-
zen erzielen können“, sagte er.
„Wenn wir es schaffen, uns gegenseitig
im positiven Sinn anzustecken und die
Verantwortung dafür nicht wegzuschie-
ben, können wir aus dem Gesundheits-
wesen heraus einen riesigen Beitrag lei-
sten  –  auch  dahingehend,  den  zuneh-
menden gesellschaftlichen Fliehkräften
entgegen zu wirken.“ Und aktuell gebe
es  eine  deutliche  Beschleunigung des
Bewusstseins.
„Jeder  von  uns  spielt  eine  Rolle“,
betonte  der  Facharzt  für  Anästhesie.
„Jeder hat seinen eigenen Wirkbereich

und  kann  in  diesem etwas  verändern.
Wir  dürfen  deshalb  nicht  länger  nur
nach Hilfe  aus  der  Politik  rufen,  son-
dern wir müssen selbst aktiv werden.“
Auch Reinhardt  wies  darauf  hin,  dass
das Gesundheitswesen noch vor weite-
ren Herausforderungen stehe,  wie vor
dem demografischen Wandel und Finan-
zierungsproblemen. Er kritisierte, dass
die Bundesregierung mit dem vor kur-
zem beschlossenen GKV-Finanzstabili-
sierungsgesetz  nur  Flickschusterei
betrieben habe, statt die Probleme struk-
turell zu lösen. „Wir haben jetzt für ein
Jahr  etwas  Luft  bekommen,  aber  im
nächsten  Jahr  stehen  wir  wieder  vor
denselben  Problemen“,  betonte  er.
Auch die politischen Lösungsansätze im
stationären Bereich – wie die geplante
Einführung tagesstationärer Leistungen
–  seien  allenfalls  Kleinstpflästerchen.
Reinhardt kritisierte in diesem Zusam-
menhang, dass Bundesgesundheitsmini-
ster Karl Lauterbach (SPD) weder mit
der Ärzteschaft noch mit den Kranken-
häusern oder der Pflege spreche, bevor
er das System ändere. So werde im Vor-
feld  überhaupt  nicht  geklärt,  welche
Auswirkungen Neuregelungen auf die
Versorgung  in  der  Praxis  hätten.  ©
fos/aerzteblatt.de
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